
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN MISCHO — RECHTSSACHE 321/86 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 

J E A N M I S C H O 

vom 10. Dezember 1987 * . 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Aus dem Sachverhalt und den von den 
Parteien des Ausgangsverfahrens und von 
der Kommission eingereichten Erklärungen, 
wie sie im Sitzungsbericht wiedergegeben 
sind, ergibt sich, daß die dem Gerichtshof 
vom Bundesfinanzhof zur Vorabentschei­
dung vorgelegten Fragen im wesentlichen 
dahin gehen, ob die in dem Urteil vom 
6. Oktober 1982 in der Rechtssache 302/81 
(Eggers/Hauptzollamt Kassel, Slg. 1982, 
3443) aufgestellten Grundsätze auch auf ei­
nen Fall anzuwenden sind, wie er im Aus­
gangsverfahren in Frage steht. 

2. Der Gerichtshof hat in diesem Urteil für 
Recht erkannt: 

„Die Mitgliedstaaten sind zur nachträgli­
chen Ausstellung des in Artikel 10 der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 223/77 vorgesehenen 
Kontrollexemplars T Nr. 5 berechtigt und 
verpflichtet, um den in Artikel 11 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 1380/75 vor­
gesehenen Nachweis für die Zahlung der 
Ausgleichsbeträge, die vom einführenden 
Mitgliedstaat gewährt werden müßten, 
durch den ausführenden Mitgliedstaat in 
Fällen zu ermöglichen, in denen die Nicht-
beantragung oder Nichtausstellung des Do­
kuments bei Versendung der Waren von 
dem Beteiligten nicht zu vertreten ist und 
dieser die für die Ausstellung des Doku­
ments erforderlichen Belege vorlegen kann." 

3. Zu diesem Ergebnis war er gelangt auf­
grund des 

„allgemeinen Grundsatzes ..., wonach Ver­
fahrensmängel, die von demjenigen, dem die 

Ausgleichsbeträge normalerweise zukom­
men sollten, nicht zu vertreten sind, sich für 
diesen nicht nachteilig auswirken dürfen" 
(Randnummer 8). 

4. Der Bundesfinanzhof vertritt in seinem 
Vorlagebeschluß die Auffassung, dieser 
Grundsatz sei auch dann anzuwenden, 
wenn die Ausstellung des Kontrollexem­
plars, wie im vorliegenden Fall, für Zwecke 
der Ausfuhrerstattung begehrt werde. 

5. Unter Vorbehalt meiner noch folgenden 
Ausführungen zur Erfüllung der Versand­
zollförmlichkeiten kann ich nicht umhin, 
diese Auffassung zu teilen. Insoweit genügt 
ein Hinweis auf Artikel 13 Absatz 2 der zur 
maßgeblichen Zeit geltenden ' Verordnung 
Nr. 192/75 der Kommission vom 17. Januar 
1975 über Durchführungsvorschriften für 
Ausfuhrerstattungen bei landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen (ABl. L 25, S. 1), in dem aus­
drücklich die Ausstellung eines neuen Kon­
trollexemplars T Nr. 5 für den Fall vorgese­
hen ist, daß das erste verlorengegangen und 
binnen drei Monaten vom Tage seiner Aus­
stellung an „aus von dem Beteiligten nicht 
zu vertretenden Gründen" nicht an die Ab­
gangsstelle oder die zentrale Dienststelle zu­
rückgelangt ist. Nun hat aber der Gerichts­
hof die Möglichkeit einer nachträglichen 
Ausstellung des Kontrollexemplars unter Be­
rufung auf Artikel 11 Absatz 5 der Verord­
nung Nr. 1380/75 der Kommission vom 29. 
Mai 1975 über Durchführungsvorschriften 
für die Währungsausgleichsbeträge (ABl. 
L 139, S. 37) in der durch die Verordnung 
Nr. 1498/76 vom 26. Juni 1976 (ABl. 
L 167, S. 28) geänderten Fassung, dessen 
Wortlaut mit demjenigen des genannten Ar-

* Aus dem Französischen übersetzt. 

1 — Diese Verordnung wurde später durch die Verordnung Nr. 
2730/79 vom 29. November 1979 (ABl. L 317, S. 1) er­
setzt. Artikel 13 wurde dabei Artikel 30. 
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tikels 13 identisch ist, auf die Fälle ausge­
dehnt, in denen das Kontrollexemplar nicht 
beantragt oder nicht ausgestellt worden war. 

6. Vor diesem Hintergrund geht die erste 
Vorlagefrage dahin, ob eine nachträgliche 
Ausstellung auch dann möglich ist, wenn, 
wie im vorliegenden Fall, keinerlei Versand­
oder Ausfuhrförmlichkeiten erfüllt worden 
sind. 

7. Die Versandzollförmlichkeiten sind die 
Formalitäten, die immer dann zu erfüllen 
sind, wenn eine Ware zwischen zwei Orten 
der Gemeinschaft, die in verschiedenen Mit­
gliedstaaten liegen, befördert wird. Sie sind 
in der Verordnung Nr. 222/77 des Rates 
vom 13. Dezember 1976 über das gemein­
schaftliche Versandverfahren (ABl. L 38 
vom 9. 2. 1977, S. 1) geregelt und bestehen 
im wesentlichen in der Ausstellung eines 
Dokuments T 1 oder T 2. 

8. Die Ausfuhrzollförmlichkeiten sind die 
Formalitäten, die zu erfüllen sind, wenn die 
Ware das Gemeinschaftsgebiet verlassen 
soll. Es handelt sich im wesentlichen um die 
Vornahme einer Ausfuhranmeldung und die 
Ausstellung einer Ausfuhrbescheinigung für 
die unter eine gemeinsame Marktorganisa­
tion fallenden landwirtschaftlichen Erzeug­
nisse. 

9. Bei der Ausfuhr ab einem Hafen oder ei­
nem Flughafen müssen die Versandförm­
lichkeiten nicht erfüllt werden. 

10. Da im vorliegenden Fall sowohl die 
Versand- als auch die Ausfuhrförmlichkei­
ten erfüllt werden mußten, ist es zulässig, 
den einen oder den anderen Ausdruck zu 
verwenden. 

11. Die Kommission schlägt vor, die erste 
Vorlagefrage des Bundesfinanzhofs zu ver­
neinen. Dies überrascht nicht, wenn man 

sich die Existenz der Verordnung Nr. 
1209/85 vom 3. Mai 1985 zur dreizehnten 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 
223/77 über Durchführungsbestimmungen 
und Vereinfachungsmaßnahmen des ge­
meinschaftlichen Versandverfahrens und zur 
dritten Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1664/81 (ABl. L 124, S. 19) vor Augen 
hält, die die Kommission namentlich zu dem 
Zweck erlassen hat, auf der Ebene des ge­
schriebenen Rechts die Konsequenzen aus 
dem Urteil des Gerichtshofes in der Rechts­
sache 302/81 zu ziehen und die Bestimmun­
gen über die Ausstellung des Kontrollexem­
plars diesem Urteil anzupassen (siehe zweite 
Begründungserwägung). Hierzu fügte die 
Kommission einen Artikel 13 b in die Ver­
ordnung Nr. 223/77 vom 22. Dezember 
1976 (ABl. 1977, L 38, S. 20) ein, in dem 
unter anderem vorgesehen ist, daß das ge­
nannte Dokument nur unter der Vorausset­
zung nachträglich ausgestellt werden kann, 
„daß der Beteiligte den Nachweis erbringt, 
daß das Kontrollexemplar T Nr. 5 sich auf 
die Waren bezieht, für die die Versendungs­
oder Ausfuhrförmlichkeiten erfüllt wurden“. 

12. Es erscheint mir müßig, die Frage der 
Rückwirkung dieser Bestimmung zu disku­
tieren, da der Gerichtshof die Möglichkeit 
der nachträglichen Ausstellung des Doku­
ments T Nr. 5 aus einem allgemeinen 
Rechtsgrundsatz abgeleitet hat. Es bleibt je­
doch die Frage, ob dieser allgemeine Grund­
satz es bei Anwendung auf den Bereich der 
Ausfuhrerstattungen ausschließt zu verlan­
gen, daß die Ausfuhrförmlichkeiten erfüllt 
wurden, oder aber ob im Gegenteil die Be­
sonderheit der Regelung in diesem Bereich 
zum maßgeblichen Zeitpunkt die Erfüllung 
dieser Förmlichkeiten gebot. 

13. Insoweit möchte ich zunächst zwei Be­
merkungen zu dem Urteil Eggers machen. 

14. 1) Entgegen den Ausführungen der 
Klägerin in ihren beim Gerichtshof einge­
reichten schriftlichen Erklärungen ist es kei-
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neswegs sicher, daß in der Rechtssache Eg­
gers keinerlei Zollförmlichkeiten erfüllt 
worden waren. Ganz im Gegenteil trug Ge-
neralanwältin Rozès in ihren Schlußanträ­
gen ausdrücklich vor, daß im damaligen Fall 
lediglich die Transit- und die Ausfuhran­
meldung, nicht aber das Kontrollexemplar T 
Nr. 5 bei dem deutschen Zollamt vorgelegt 
worden sei (Slg. 1982, 3455, erster Absatz). 
Auch in den Entscheidungsgründen des Ur­
teils des Gerichtshofes werden keine Aus­
fuhr- oder Versandförmlichkeiten erwähnt, 
und in Randnummer 2 wird einfach festge­
stellt, daß die Ausfuhr erfolgt sei, „ohne 
daß ein KE [Kontrollexemplar] T Nr. 5 
ausgestellt worden war“. In den Fragen des 
vorlegenden Gerichts wurde im übrigen der 
Frage der Erfüllung der anderen Förmlich­
keiten keinerlei Bedeutung zugemessen. 

15. 2) Gemäß dem Urteil Eggers hat der 
Beteiligte nur dann Anspruch auf die nach­
trägliche Ausstellung des Kontrollexemplars 
T Nr. 5, wenn er „die für die Ausstellung des 
Dokuments erforderlichen Belege vorlegen 
kann“. 

16. Es ist nun aber offensichtlich, daß ein 
solcher Nachweis außerordentlich schwie-
rig, wenn nicht unmöglich ist, wenn keiner­
lei von den zuständigen Behörden des Ab­
gangsmitgliedstaats ausgestellte Zplldoku-
mente, wie z. B. Versand- oder Ausfuhran­
meldungen, vorliegen. 

17. Im Hinblick auf die vorliegende Rechts­
sache ist zunächst festzustellen, daß sich der 
Verordnungsgeber der Gemeinschaft von 
folgender Auffassung leiten ließ: 

„Im Interesse der Beteiligten und zur mög­
lichst weitgehenden Erleichterung der Auf­
gaben der einzelstaatlichen Verwaltungen, 
die für die Überwachung der Warenbeför-
derung zuständig sind, sollte verhindert 
werden, daß mehrere Verwaltungsverfahren 
sich überschneiden; deshalb ist es erforder­

lich, das gemeinschaftliche Versandverfah­
ren stets dann anzuwenden, wenn bestimmte 
Waren hinsichtlich ihrer Verwendung oder 
ihrer Bestimmung überwacht werden müs­
sen“ (neunte Begründungserwägung der 
Verordnung Nr. 222/77). 

18. Wir haben es hier mit einem Fall zu 
tun, in dem die Überwachung der Bestim­
mung der Waren erforderlich ist, da es sich 
nicht um freien Warenverkehr innerhalb der 
Gemeinschaft handelt, sondern um den 
Schutz der Gemeinschaftsfinanzen. Gegen­
stand des Ausgangsrechtsstreits ist ja im we­
sentlichen die Gewährung von Ausfuhrer­
stattungen. 

19. Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b der Ver­
ordnung Nr. 222/77 bestimmt genauer: „Im 
externen gemeinschaftlichen Versandverfah­
ren werden befördert: 

b) Waren, die zwar die Voraussetzungen 
der Artikel 9 und 10 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft erfüllen, für die jedoch die 
Ausfuhrzollförmlichkeiten zur Gewährung 
von Erstattungen hei der Ausfuhr nach 
Drittländern im Rahmen der Gemeinsa­
men Agrarpolitik erfüllt worden sind“. 

20. Artikel 12 Absatz 1 sieht allgemein vor, 
daß Waren, die im externen gemeinschaftli­
chen Versandverfahren befördert werden 
sollen, mit einer Versandanmeldung T 1 
anzumelden sind, wobei sich ein Muster des 
Vordrucks in Anhang I der Verordnung Nr. 
223/77 findet. Diese Anmeldung ist der Ab­
gangszollstelle in mindestens drei Exempla­
ren vorzulegen (Artikel 12 Absatz 3), die 
Abgangszollstelle „trägt die Versandanmel­
dung T 1 ein, bestimmt die Frist, innerhalb 
deren die Waren der Bestimmungszollstelle 
zu gestellen sind, und sichert die Nämlich­
keit in der erforderlichen Weise“ (Artikel 17 

1526 



TÖPFER /HAUPTZOLLAMT HILDESHEIM 

Absatz 1). Die Nämlichkeit der Waren wird 
grundsätzlich durch Verschluß gesichert 
(Artikel 18 Absatz 1). Die Bestimmungs­
zollstelle vermerkt auf den Exemplaren des 
Versandscheins T 1 das Ergebnis ihrer Prü­
fung und sendet der Abgangszollstelle un­
verzüglich ein Exemplar zurück (Artikel 26 
Absatz 1). 

21. Im übrigen bestimmt Artikel 15 Absatz 
1 der Verordnung Nr. 222/77: 

„Müssen Waren, bevor sie zum externen 
gemeinschaftlichen Versandverfahren abge­
fertigt werden können, zur Ausfuhr oder 
Wiederausfuhr angemeldet werden, so sind 
diese Anmeldung und die Anmeldung zum 
gemeinschaftlichen Versandverfahren zu­
sammenzufassen und in einem Vordruck 
T 1 abzugeben...". 

22. Artikel 4 der Verordnung Nr. 223/77 
der Kommission vom 22. Dezember 1976 
über Durchführungsbestimmungen und Ver­
einfachungsmaßnahmen des gemeinschaftli­
chen Versandverfahrens (ABl. L 38 vom 
9. 2. 1977, S. 20) sieht hierauf aufbauend 
vor, daß in diesen Fällen die Vordrucke der 
Anmeldungen zum gemeinschaftlichen Ver­
sandverfahren gleichzeitig mit dem Exem­
plar oder den Exemplaren vorgelegt wer­
den, das bzw. die von dem Abgangsmit­
gliedstaat für die Ausfuhr oder Wiederaus­
fuhr verlangt wird bzw. werden. 

23. Die Funktion und die Verwendung des 
Kontrollexemplars T Nr. 5 sind in den Arti­
keln 10 bis 14 der Verordnung Nr. 223/77 
definiert. Artikel 10 2 bestimmt: 

„Hängt die Anwendung einer gemeinschaft­
lichen Maßnahme auf dem Gebiet der Wa­
reneinfuhr oder Warenausfuhr oder des 
Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft 
von dem Nachweis ab, daß die betreffenden 
Waren der in der Maßnahme vorgesehenen 
oder vorgeschriebenen Verwendung oder 
Bestimmung zugeführt worden sind, so ist 
der Nachweis durch die Vorlage eines Kon­
trollexemplars T Nr. 5 zu erbringen." 

Im vorliegenden Fall ist die „Anwendung 
einer gemeinschaftlichen Maßnahme" die 
Gewährung einer Erstattung und die „vor­
gesehene Verwendung" die Ausfuhr der 
Waren aus der Gemeinschaft. 

24. Für diesen Fall sieht Artikel 7 3 der 
Verordnung Nr. 192/75 vor: 

„Wenn vor Verlassen des geographischen 
Gebietes der Gemeinschaft oder vor Errei­
chen einer der in Artikel 3 vorgesehenen 
Bestimmungen ein Erzeugnis, für welches 
die Ausfuhrzollförmlichkeiten erfüllt wor­
den sind, durch andere Gebiete der Gemein­
schaft durchgeführt wird als das des Mitglied­
staats, auf dessen Hoheitsgebiet diese Förm­
lichkeiten vorgenommen worden sind, wird 
der Nachweis darüber, daß dieses Erzeugnis 
das geographische Gebiet der Gemeinschaft 
verlassen oder die vorgesehene Bestimmung 
erreicht hat, durch das Kontrollexemplar... 
erbracht." 

25. Wenn der Vordruck T Nr. 5 also im 
Rahmen eines externen gemeinschaftlichen 
Versandverfahrens, das einen Anspruch auf 
Ausfuhrerstattungen eröffnet, als Beweis da­
für gilt, daß die Ware aus dem geographi­
schen Gebiet der Gemeinschaft ausgeführt 
worden ist, so kann dies gemäß dem Wort­
laut der zitierten Bestimmungen nur für 
Waren zutreffen, für die die Ausfuhrzoll-

2 — Dieser Artikel entspricht Artikel I der Verordnung Nr. 
2315/69 der Kommission vom 19. November 1969 über 
den Gebrauch des gemeinschaftlichen Versandpapiers zur 
Durchführung gemeinschaftlicher Maßnahmen, die die 
Überwachung der Verwendung und/oder der Bestimmung 
der Waren vorsehen (ABl. L 295, S. 14), die durch die 
Verordnung Nr. 223/77 (Artikel 83) aufgehoben wurde. 

3 — Dieser Artikel wurde Artikel 11 der Verordnung Nr. 
2730/79 vom 29. November 1979 (siehe Fußnote 1). 
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förmlichkeiten tatsächlich erfüllt worden 
sind. Der Vordruck T Nr. 5 dient zum Be­
weis des Abschlusses eines Verfahrens, das 
mit der Erfüllung der Ausfuhrzollförmlich­
keiten beginnt. 

26. Dies erklärt sich daraus, daß der Erfül­
lung dieser Förmlichkeiten im Bereich der 
Ausfuhrerstattungen eine besondere Bedeu­
tung zukommt. So ist gemäß Artikel 2 Ab­
sätze 1 und 3 der Verordnung Nr. 192/75 
sowohl für die Bestimmung des anwendba­
ren Erstattungssatzes als auch für die Fest­
stellung von Menge, Art und Eigenschaften 
des ausgeführten Erzeugnisses der Tag der 
Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten, so 
wie er in Absatz 2 definiert ist, maßgeblich. 
Darüber hinaus ist dieser Tag dort als derje­
nige definiert, „an dem die Zollstelle die 
Willenserklärung des Beteiligten annimmt, 
die betreffenden Erzeugnisse unter Inan­
spruchnahme einer Erstattung auszuführen". 
Um in den Genuß einer Erstattung zu ge­
langen, ist also eine Willenserklärung des 
Ausführenden erforderlich, die bei der Er­
füllung der Zollförmlichkeiten abgegeben 
wird. 

27. Außerdem stellt gemäß Artikel 4 der 
Tag der Erfüllung dieser Förmlichkeiten 
den Ausgangspunkt der Frist dar, innerhalb 
deren die betreffenden Erzeugnisse das geo­
graphische Gebiet der Gemeinschaft verlas­
sen haben oder ihre Bestimmung erreicht 
haben müssen, wenn ein Anspruch auf die 
Ausfuhrerstattungen bestehen soll. 

28. Schließlich kann der Erstattungsbetrag 
ganz oder teilweise nur nach Erfüllung die­
ser Förmlichkeiten bei Stellung einer Sicher­
heit als Vorschuß gezahlt werden (Artikel 
12 Absatz 1), und die Zahlung der Erstat­
tung erfolgt durch den Mitgliedstaat, in dessen 
Hoheitsgebiet sie erfüllt worden sind (Artikel 
13 Absatz 1). 

29. Ich füge hinzu, daß für die im vorlie­
genden Fall in Frage stehende Ware — 

Weißzucker — Artikel 10 Absatz 2 Unter­
absatz 1 der Verordnung Nr. 192/75 die 
weitere Voraussetzung aufstellt, daß „der 
Ausführer zu erklären [hat], daß das betref­
fende Erzeugnis aus Zuckerrüben oder aus 
Zuckerrohr hergestellt wurde, die in der 
Gemeinschaft geerntet worden sind". Ge­
mäß Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 766/68 des Rates vom 18. Juni 
1968 zur Aufstellung allgemeiner Regeln für 
die Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem 
Zuckersektor (ABl. L 143, S. 6) kann näm­
lich eine Erstattung nur gewährt werden, 
wenn der Zucker diese Voraussetzung er­
füllt. 

30. Das Kontrollexemplar T Nr. 5 kommt 
zu all diesen Förmlichkeiten nur als Bestäti­
gung dafür hinzu, „daß die Erzeugnisse, die 
die Gemeinschaft verlassen bzw. für be­
stimmte Bestimmungen geliefert werden, 
dieselben sind, für die die betreffenden Zoll­
förmlichkeiten erfüllt wurden" (siebte Be­
gründungserwägung der Verordnung Nr. 
192/75). Es dient also zum Nachweis der 
Tatsache, daß die Waren, die das geogra­
phische Gebiet der Gemeinschaft verlassen, 
dieselben sind wie diejenigen, für die die 
Zollförmlichkeiten im Hinblick auf die Er­
langung von Ausfuhrerstattungen erfüllt und 
die zuvor durch das Gebiet eines oder meh­
rerer anderer Mitgliedstaaten als des Ab­
gangsmitgliedstaats durchgeführt worden 
sind. 

31. In einem Fall wie dem vorliegenden, in 
dem aufgrund der mündlichen Verhandlung 
eindeutig feststeht, daß auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland, des Abgangs­
mitgliedstaats, weder beim Hauptzollamt 
Hildesheim noch bei einem Zollamt an der 
Grenze zu Dänemark irgendeine Zollförm­
lichkeit durchgeführt worden ist, könnte der 
Vordruck T Nr. 5 höchstens bestätigen, 
daß bestimmte nicht näher gekennzeichnete 
Waren das geographische Gebiet der Ge­
meinschaft verlassen haben; er könnte dage­
gen in keinem Fall beweisen, daß es sich da-
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bei tatsächlich um diejenigen Waren han­
delte, für die Ausfuhrerstattungen zu ge­
währen wären. 

32. In seinem Urteil vom 5. Februar 1987 
in der Rechtssache 288/85 (Hauptzollamt 
Hamburg-Jonas/Plange Kraftfutterwerke 
GmbH & Co., Slg. 1987, 611) hat der Ge­
richtshof folgendes ausgeführt: 

„Die Gewährung der Erstattung stellt für 
den Wirtschaftsteilnehmer einen Vorteil dar, 
der gerechtfertigt ist, wenn bestimmte Be­
dingungen sowohl hinsichtlich der Eigen­
schaften des ausgeführten Erzeugnisses als 

auch hinsichtlich der Ausfuhrmodalitäten 
erfüllt sind. Stellt sich aufgrund von Kon­
trollen heraus, daß dies nicht der Fall war, 
so steht der Erstattungsbetrag dem Expor­
teur nicht zu ..." (Randnummer 11). 

33. Hieraus folgt, daß die Erfüllung der 
Ausfuhrzollförmlichkeiten eine unerläßliche 
Voraussetzung für die Gewährung von Aus­
fuhrerstattungen darstellt und daß es nicht 
möglich ist, nachträglich gleichzeitig sowohl 
die Nichterfüllung dieser Förmlichkeiten als 
auch den Mangel zu heilen, daß die Aus­
stellung des Kontrollexemplars T Nr. 5 in 
den vorgeschriebenen Formen unterblieben 
ist. 

34. Ich schlage dem Gerichtshof demgemäß vor, die erste Vorlagefrage des Bun­
desfinanzhofs dahin gehend zu beantworten, daß 

„im Juni 1979 bei Ausfuhren von Erzeugnissen, für die Erstattungen gewährt wer­
den sollten, in Drittländer die nachträgliche Ausstellung des in Artikel 10 der Ver­
ordnung (EWG) Nr . 223/77 der Kommission vom 22. Dezember 1976 über 
Durchführungsbestimmungen und Vereinfachungsmaßnahmen des gemeinschaftli­
chen Versandverfahrens vorgesehenen Kontrollexemplars T Nr. 5 nicht möglich 
war, wenn die vorgeschriebenen Versand- oder Ausfuhrzollförmlichkeiten nicht 
erfüllt worden waren" . 

35. Ich komme nun zur zweiten Vorlage­
frage des Bundesfinanzhofs, die folgender­
maßen lautet: 

„Bei Bejahung der Rechtsfrage 1: Kommt 
eine nachträgliche Ausstellung des Kontroll­
exemplars T Nr. 5 durch die Abgangszoll­
stelle, bei der die zollverfahrensrechtlichen 
Versandförmlichkeiten (Versendungsförm­
lichkeiten) zu erfüllen waren, nur in Be­
tracht, wenn bei ihr diese Förmlichkeiten er­
füllt wurden, oder genügt es dafür, daß bei 
einer anderen Zollstelle — gegebenenfalls 
eines anderen Mitgliedstaats — Ausfuhr­
förmlichkeiten erfüllt wurden?" 

36. Auf den ersten Blick mag diese Frage 
überraschen. Sie ist nur für den Fall der Be­
jahung der ersten Frage gestellt, also für 
den Fall, daß die nachträgliche Ausstellung 
des Kontrollexemplars T Nr. 5 die Erfül­
lung der Versandzollförmlichkeiten voraus­
setzt. Im vorliegenden Fall scheint aber fest­
zustehen, daß diese Förmlichkeiten nicht er­
füllt worden waren, was im übrigen den 
Hauptgrund für die erste Frage darstellt. 

37. Aus den Gründen des Vorlagebeschlus­
ses ergibt sich jedoch, daß der Bundesfi­
nanzhof schon bezweifelt, daß die Abgangs-
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zollstelle, im vorliegenden Fall das Haupt­
zollamt Hildesheim, der Beklagte des Aus-
gangsverfahrens, überhaupt für die nach­
trägliche Ausstellung des Vordrucks T 
Nr. 5 zuständig ist, da die Versandzoll­
förmlichkeiten (das heißt das Anbringen des 
Vermerks auf der Erklärung T 1) bei ihm 
nicht vorgenommen wurden, selbst wenn ir­
gendwelche Ausfuhrförmlichkeiten entweder 
an der Grenze zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Dänemark oder zum Zeit­
punkt, als die Ware das geographische Ge­
biet der Gemeinschaft verließ, an der 
Grenze zwischen Dänemark und Norwegen 
erfüllt wurden. Hierzu führt der Bundesfi­
nanzhof aus, daß er es für die Erfordernisse 
des Ausgangsrechtsstreits für unerheblich 
halte, welche andere Zollstelle als das 
Hauptzollamt Hildesheim möglicherweise 
zuständig sei. 

38. Im vorliegenden Fall hat das Zollamt 
Frederikshavn die letzte Rubrik des Exem­
plars T Nr. 5 mit der Überschrift „ Überwa­
chung der Verwendung und/oder der Bestim­
mung" ausgefüllt, obwohl die Rubrik „Prü­
fung durch die Abgangszollstelle" leer war. 

39. Auf dieses Tätigwerden des Zollamts 
Frederikshavn bezieht sich der Bundes­
finanzhof meines Erachtens, wenn er von 
der Erfüllung von Ausfuhrförmlichkeiten 
spricht, die er klar von der Erfüllung der 
Versandzollförmlichkeiten unterscheidet. 

40. Die vom Zollamt Frederikshavn vorge­
nommene Handlung stellt eine Ausfuhr­
förmlichkeit nur im Sinne des allgemeinen 
Sprachgebrauchs dar, nicht im Sinne der 
Zollbestimmungen der Gemeinschaft, für 
die es sich um eine einfache Kontrollmaß­
nahme handelt, die im vorliegenden Fall 
wirkungslos ist, da die vorausgehende Kon­
trolle, die beim Abgang der Ware hätte 
stattfinden müssen, nicht erfolgte. 

41. Untersuchen wir also dieses Problem. 
Gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 223/77 obliegt es der Abgangszollstelle, 
bei der auch die Versandanmeldung T 1 
vorzulegen ist (siehe Artikel 12 Absatz 3 der 
Verordnung Nr. 222/77), das Kontroll­
exemplar T Nr. 5 auszustellen. Gemäß den 
Absätzen 3 und 4 dieses Artikels muß das 
Original des Vordrucks T Nr. 5 die Waren 
bei ihrer Versendung unter den gleichen Be­
dingungen wie die Anmeldung T 1 beglei­
ten, und es ist ebenso wie ein Exemplar der 
Anmeldung T 1 unverzüglich an die Ab­
gangszollstelle zurückzusenden, nachdem es 
von der Bestimmungszollstelle mit dem ent­
sprechenden Vermerk versehen worden ist. 

42. Es ist also offensichtlich, daß für beide 
Arten von Dokumenten die gleichen Aus-
stellungs- und Verwendungsbedingungen 
gelten. 

43. Aus den soeben im Zusammenhang mit 
der ersten Vorlagefrage gemachten Feststel­
lungen ergibt sich ferner, daß für die Waren 
nur dann ein Anspruch auf Ausfuhrerstat­
tungen entstehen kann, wenn für sie die 
vorgeschriebenen Versandzollförmlichkeiten 
erfüllt werden. 

44. Schließlich wird die Abgangszollstelle in 
Artikel 11 der Verordnung Nr. 222/77 über 
das gemeinschaftliche Versandverfahren de­
finiert als „die Zollstelle, bei der das ge­
meinschaftliche Versandverfahren beginnt". 
Diese Definition bezieht sich auf das tat­
sächliche Geschehen und nicht auf das, was 
hätte stattfinden müssen. 

45. Für den Fall, daß die Versandzollförm­
lichkeiten nicht bei . der Zollstelle erfüllt 
wurden, bei der sie normalerweise zu erfül­
len waren, ist also festzustellen, daß diese 
Zollstelle nicht als Abgangszollstelle anzuse­
hen ist und daß sie das Kontrollexemplar T 
Nr. 5 daher auch nicht nachträglich ausstel­
len kann. 
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46. Wenn die Versandzollförmlichkeiten bei 
einer anderen Zollstelle des Abgangsmit­
gliedstaats erfüllt worden sind, könnte al­
lenfalls dieser diese Eigenschaft und diese 
Zuständigkeit zukommen. 

47. Für den Fall, daß alle Förmlichkeiten, 
die für die Ausfuhr einer Ware in ein Dritt­
land vorgeschrieben sind, bei einer Zollstelle 
des Mitgliedstaats, von dem aus die Ware 
das Gemeinschaftsgebiet verläßt, erfüllt 
worden sind, stellt sich die Frage der nach­
träglichen Ausstellung des Kontrollexem­

plars T Nr. 5 nicht. Artikel 7 der Verord­
nung Nr. 192/75 verlangt nämlich die Vor­
lage dieses Dokuments als Nachweis für die 
Ausfuhr aus der Gemeinschaft nur dann, 
wenn die Waren, auf die es sich bezieht, 
durch das Gebiet eines oder mehrerer ande­
rer Mitgliedstaaten als desjenigen durchge­
führt werden, in dessen Hoheitsgebiet die 
Ausfuhrzollförmlichkeiten vorgenommen 
worden sind. Im übrigen sind die Ausfuhrer­
stattungen gemäß Artikel 13 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 192/75 von den Behörden 
des Mitgliedstaats zu zahlen, in dem diese 
Förmlichkeiten erfüllt worden sind. 

48. Ich schlage dem Gerichtshof demgemäß vor, die zweite Vorlagefrage des Bun­
desfinanzhofs folgendermaßen zu beantworten: 

„Wenn die Versand- oder Ausfuhrzollförmlichkeiten nicht bei der normalerweise 
zuständigen Abgangszollstelle erfüllt worden sind, kommt eine nachträgliche Aus­
stellung des Kontrollexemplars T Nr. 5 durch diese Zollstelle nicht in Betracht." 
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